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Grundlagen der Allianz

In den Monaten und Wochen vor dem
60. Geburtstag der Nordatlantischen Alli-
anz mit all den aktuellen Krisenthemen
und Entscheidungssituationen gibt es sehr
unterschiedliche Aussagen über ihren Zu-
stand und ihre Perspektiven für das sieb-
te Jahrzehnt. Die einen sehen ihr »Dahin-
schwinden« oder zumindest eine drasti-
sche Reduzierung in ihrer Aufgabe der
euro-atlantischen Zusammenarbeit und
der Verantwortung für Sicherheit in der glo-
balisierten Welt.

Andere argumentieren, dass das sicher-
heitspolitische Zusammenwirken von Nord-
amerika und Europa die Allianz als das Fo-
rum der politischen Konsultation und als
Organisation mit erheblichen militärischen
Mitteln seiner Mitglieder künftig weiterhin
nützlich, ja notwendig macht, gleicherma-
ßen für das Vertrauen in die gemeinsame
Gewährleistung der unteilbaren Sicherheit
aller Mitglieder wie für Handeln in der Kri-
senvorbeugung sowie – wenn vitale oder
wichtige Interessen der Mitglieder betrof-
fen oder gar bedroht sind – ein Eingreifen
bei der Krisenbewältigung und der -nach-
sorge.

Mit Blick auf diese Debatte und die Per-
spektiven für die kommende Dekade der
Nordatlantischen Allianz ist es ratsam, ei-
nen Blick in ihr Gründungsdokument zu
werfen. Das macht dreierlei deutlich:
• Die Nordatlantische Allianz ist ein politi-
sches Bündnis,
• geschlossen zum Schutz der Freiheit,
des Erbes und der Zivilisation und
• um die innere Stabilität und das Wohler-
gehens ihrer Völker zu festigen.

Zu diesem Zweck verpflichteten sich die
Gründungsmitglieder, ihre Anstrengungen
zur Bewahrung von Frieden und Sicherheit
und zur kollektiven Verteidigung zu bündeln.

Die Ausschaltung von Konflikten in ih-
ren internationalen Wirtschaftsbeziehun-
gen war ebenso ein Ziel, wie die Ermuti-
gung zu wirtschaftlicher Zusammenarbeit
zwischen ihnen. Das bedeutet, dass die
heutige Finanz- und Wirtschaftskrise auch
von der Allianz aufmerksam zu begleiten
ist, auch weil dadurch konkrete sicherheits-
politische Folgen und Risiken entstehen
können.

In einer Zeit, in der die Allianz häufig als
(rein) militärisches Bündnis bezeichnet
wird, und zugleich das erweiterte Feld der
Sicherheit in aller Munde ist, ist es jeden-
falls erhellend, dass die Gründerväter die
Breite der Aufgabe im und für ein kriegsge-
schütteltes Europa, das Wiederaufbau von
Staat, Gesellschaft und Wirtschaft anpa-
cken musste, erkannt und sich zu gemein-
samen Anstrengungen verpflichtet hatten.

Zur geschichtlichen Entwicklung

Die Nordatlantische Allianz ist mit ihrer
60-jährigen Geschichte und vor allem mit
ihrem einzigartigen Erfolg in der Ost-West-
Auseinandersetzung der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts ein geschichtliches
Unikat unter den vielfältigen Formen, In-
halten, Zwecken und der Vitalität früherer
Bündnisse, Koalitionen und Allianzen.Den-
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Das NATO-Hauptquartier in Brüssel. Foto: NATO

Erste Sitzung des Nordatlantikrats in Brüssel am 4. April 1949. Foto: NATO
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noch verstellen die heutigen, manchmal
hitzigen, manchmal pessimistischen De-
batten und die existierenden Kontroversen
über das »richtige« Handeln der Allianz,
z.B. in Afghanistan oder bei der Nutzung
der »NATO Response Force« (NRF), den
Blick, dass in der Allianz in den langen Jah-
ren ihrer Existenz die Mitglieder immer wie-
der streitbar über politische Zwecke und
Ziele, aber auch praktische Lösungen de-
battiert haben.So war es von 1949 bis 1967,
von 1967 bis 1989, von 1989 bis 1999 und
so ist es seither.

1949 bis 1967 – Von »Stolperdraht«
und Massiver Vergeltung zu gegensei-
tiger gesicherter Zerstörungsfähigkeit

In Deutschland wird oft vergessen, dass
schon in den frühen 50er Jahren darüber
debattiert worden ist, welche und wie vie-
le Streitkräfte gebraucht werden und wie
viele sich die Staaten leisten können, oh-
ne die notwendige wirtschaftliche Entwick-
lung und die soziale Stabilität zu gefähr-
den, die man doch gerade mittels der Ver-
teidigungsvorsorge bewahren wollte.

Mit dem Koreakrieg und der damit ver-
bundenen erneuten Mobilisierung starker
amerikanischer Streitkräfte für diesen bru-
talen und langen Pazifikkrieg war schnell
klar, dass das »Konzept der Massiven Ver-
geltung« in Verbindung mit der »Stolper-
draht«-Rolle amerikanischer Streitkräfte
das einzig verfügbare blieb, da die euro-
päischen Mitgliedstaaten in diesen Jahren
zu einem drastischen Aufbau konventio-
neller Streitkräfte nicht in der Lage waren.

Mit der sowjetischen Verfügbarkeit über
Nuklearwaffen und dem ersten Sputnik im
Weltall änderten sich die Bedingungen im
gespaltenen Europa erneut drastisch. Es
begann eine lang andauernde Debatte, be-

gleitet von der Aufnahme Grie-
chenlands und der Türkei und spä-
ter der Bundesrepublik als neue
Mitglieder. Dabei ging es um die
militärstrategischen Fragen einer
glaubwürdigen Abschreckung und
ggf.Verteidigung gegen eine ideo-
logisch, politisch und praktisch of-
fensive Sowjetunion und später
den ganzen Warschauer Pakt
(WP); es ging aber auch um das
politische Konzept, den politischen
Zweck der Allianz und das Ziel, wie
man die Spaltung Europas abmil-
dern und langfristig überwinden
konnte – was sich ja dann nach
1989 erfüllt hat. Eindämmung und
»roll back«, Dialog und Zusam-
menarbeit, gegenseitige gesicher-
te Zerstörungsfähigkeit sowie die
Rolle nuklearer Waffen in einem

konventionellen Krieg der Vorneverteidi-
gung waren nur einige der Themen, um die
sich heftige und teilweise krisenschaffen-
de Debatten drehten.

1967 bis 1989 – Harmel Bericht: Vertei-
digung und Entspannung = Sicherheit

Mit dem Harmel-Bericht, benannt nach
dem damaligen belgischen Außenminister,

fand die Allianz einen Konsens.
Pierre Harmel legte dem ersten
Ministerrat im neuen Brüsseler
Hauptquartier im Dezember
1967 den Bericht über die zu-
künftigen Aufgaben der Allianz
vor, der von den Ministern ge-
billigt wurde. Er verband das
Ziel der stabilen inneren Ent-
wicklung im Allianzgebiet und
der Gewährleistung seiner Si-
cherheit durch glaubwürdige
Abschreckung und flexibel ge-
plante Verteidigung mit dem po-
litischen Konzept des Dialogs
und der Entspannung mit der
Sowjetunion und den Staaten
des WP.Dieser politischen Stra-
tegie entsprach das militärstra-
tegische »Konzept der flexiblen
Antwort«, mit der die Sicherheit

Nordamerikas und Europas so verknüpft
wurde, dass eine Abkopplung Amerikas
von Europa ebenso vermieden wurde wie
das Auskämpfen eines Krieges in Europa
mit nuklearen Gefechtsfeldwaffen.

Hinweise auf Auseinandersetzungen um
die deutsche Ostpolitik, die Debatten über
die Lastenteilung der konventionellen Ver-
teidigung im Bündnis, die Anti-Atomkrieg-
Bewegung und die Debatten über die so
genannte Nachrüstung und den Doppel-
beschluss der späten 70er und frühen 80er
Jahre mit den größten Demonstrationen
in der Bundesrepublik, 1981 im Bonner
Hofgarten und 1982 während des Bonner
NATO-Gipfels in Bonn-Beuel, mögen ge-
nügen, um zu zeigen, dass auch damals
Krisen in der Allianz durchaus ein Thema
waren. Der letztliche Erfolg des Konzepts
der späten 60er Jahre mit der »Wende«
von 1989 ließ aber viele heftige Diskussio-
nen rasch verblassen.

1989 bis 1999 – Freiheit in Europa,
Stabilität, Reform, Offenheit, friedens-
unterstützende Einsätze

Der entscheidende politische Wurf nach
den Veränderungen in Polen, Ungarn, der
DDR und Rumänien, aber auch Bulgarien
war die Herstellung der deutschen Einheit
auf der Grundlage der 10 Punkte von Bun-
deskanzler Kohl und dem erfolgreichen Ab-
schluss der 2+4-Verhandlungen. Dazu trug
bei, dass die USA alle Vorbehalte in der Al-
lianz gegen die deutsche Einheit einhegten
bzw. entkräfteten, dass die Bundesrepublik
eine vertiefte Integration in der EU unter-
stützte und dass mit der Charta von Paris
der KSZE die Vision von einem euro-atlan-
tisch-asiatischen Friedensraum von Vancou-
ver bis Wladiwostok skizziert worden war.

Bundeskanzler Konrad Adenauer unterzeichnet die Beitrittsur-
kunde in Brüssel am 6. Mai 1955. Foto: NATO

Luftaufnahmen von Raketenstellungen auf Kuba am 17. Oktober
1962. Foto: NATO

Während der Regierungserklärung von Bundeskanz-
ler Kohl zur Nachrüstungsdebatte im Deutschen Bun-
destag in Bonn am 21.11.1983 halten Abgeordnete
der Grünen Großfotos aus Kriegs- und Krisenzeiten
hoch. Der Bundestagspräsident ließ die Fotos durch
Saaldiener entfernen. Die Debatte zur NATO-Nach-
rüstung wurde von Demonstrationen und Protesten
im gesamten Bundesgebiet begleitet.

Foto: Egon Steiner/dpa
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Aber der Ausbruch des »ewigen Frie-
dens« wurde schon im August 1990 mit
dem Krieg des Irak gegen Kuwait und dem
damit erforderlichen ersten Golfkrieg und
dann mit dem gewaltsamen Zerfall Jugo-
slawiens als unrealistisch erkennbar. Das
hinderte aber viele Staaten nicht, die all-
seits eingeforderte so genannte »Friedens-
dividende« durch Verringerung ihrer Streit-
kräfte und Aufgabe vieler Maßnahmen für
eine vorgesehene Gesamtverteidigung
einzulösen, nachdem der Warschauer Pakt
sich selbst aufgelöst hatte und die Sowjet-
union Ende 1991 in eine Vielzahl unabhän-
giger Staaten implodiert war.

Die Allianz setzte relativ schnell ihre all-
gemeinen Verteidigungspläne, d.h. die
Operationspläne für die Verteidigung ge-
gen die Sowjetunion und den WP, außer

Kraft. Auch die Schaffung des Nordatlan-
tischen Kooperationsrates (NACC) unter
schrittweiser Beteiligung aller Staaten des
früheren WP und der Sowjetunion konnte
Generalsekretär Dr.Wörner rasch zum Kon-
sens führen. Aber die Frage eines Eingrei-
fens der Allianz zur Bewältigung der Krie-
ge auf dem Balkan und der Möglichkeit ei-
ner Öffnung der Allianz für neue Staaten
in Mittel-Osteuropa führte zu jahrelangen
Diskussionen, zumal die US-Regierung
den Balkan zunächst als eine europäische
Aufgabe sah, nachdem man gerade die
Hauptlast im ersten Golfkrieg getragen hat-
te. Auch über die Frage, wie eine Öffnung
der Allianz ohne eine neue Feindseligkeit
Russlands erreicht werden konnte, gab es
erregte Debatten, die schließlich 1997 zur
NATO-Russland-Grundakte und beim Gip-

fel in Madrid zur Einladung Polens, Tsche-
chiens und Ungarns führten. Der erste of-
fensive Kriegseinsatz der Allianz gegen Ju-
goslawien – wegen des russischen Vetos
ohne UN-Sicherheitsresolution – war in
Vorbereitung und Durchführung mit teilwei-
se harschen Debatten verknüpft und die
Kohäsion und Solidarität im Handeln der
Allianz war nicht ohne Schwierigkeiten zu
gewährleisten.Der Luftkrieg gegen das Ju-
goslawien von Milosevic war der bisher ein-
schneidendste Beschluss der Allianz. Die
Mitgliedstaaten standen vor einer Zerreiß-
probe und haben sie durchgestanden, weil
die massive Unterdrückung und Verfol-
gung, die Milosevic brutal durchführte, ih-
nen – fünf Jahre nach dem versäumten
Eingreifen der Welt in Ruanda – ermöglich-
te, die humanitäre Intervention zum Schutz
der Kosovo-Albaner den eigenen Parla-
menten, der Bevölkerung und der weiteren
Weltöffentlichkeit als unausweichlich vor
Augen zu führen und dann zu handeln.

1999 bis heute – Verteidigung und Kri-
senreaktion für Sicherheit, Kooperation
und Dialog

Die drei neuen Mitglieder, die am 12.März
1999 offiziell aufgenommen wurden und
die ihre Mitgliedschaft angestrebt hatten,
um vor Krieg und Gewalt sicher zu sein,
mussten, wie Ungarn, ihren Luftraum schon
in den ersten Tagen für einen Krieg der Al-
lianz zur Verfügung stellen. Neben der
Gründung und dem Aufbau der »Partner-
schaft für den Frieden« (PfP) und dem po-
litischen Konsultationsgremium des »Euro-
atlantischen Partnerschaftsrates« (EAPC),
den die Allianz mit zuletzt 27 Staaten ins
Leben gerufen hatte, waren der Einsatz in
Bosnien-Herzegowina und der Krieg und
der folgende KFOR-Einsatz im Kosovo die
beherrschenden Aufgabenfelder der 90er
Jahre. Der Luftkrieg gegen Jugoslawien
veranlasste Russland den »NATO-plus-
Russland-Rat« zu verlassen.Andererseits
hatte Russland der Resolution des Sicher-
heitsrats (UNSCR 1244) mit der Einrich-
tung von KFOR zugestimmt und in einem
Überraschungscoup mit russischen Ein-
heiten aus Bosnien-Herzegowina noch vor
dem Einrücken der KFOR-Truppen den
Flughafen in Pristina besetzt.

Während der Luftkrieg noch in vollem
Gange war, verabschiedete die Allianz
beim Gipfel in Washington Ende April 1999
ihr neues strategisches Konzept. Dies hat-
te zwar schon in einem Absatz mögliche
Gefahren des Terrorismus aufgenommen,
war aber noch unentschieden hinsichtlich
Kriseneinsätzen, die über die Balkanregi-
on hinausreichten.

Es waren die Ereignisses des 11. Sep-
tember 2001 mit den Anschlägen auf das
World Trade Center in New York, auf das
Pentagon in Washington und dem vorzei-
tig zum Absturz gebrachten Flugzeug in
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Bundeskanzler Helmut Kohl (re.) beim NATO-Generalsekretär Manfred Wörner. Foto: NATO

Die Berliner Mauer fällt am 9. November 1989. Foto: ES-Archiv
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Pennsylvania, die eine völlig neue Dimen-
sion des Handelns in Bewegung setzte,
insbesondere in den USA. Nicht nur führ-
ten die Angriffe zu einer Entscheidung der
Allianz, den Artikel 5 des NATO-Vertrags
anzuwenden, sondern die unentschiede-
ne Frage des »out of area« wurde mit
»wenn immer und wo immer erforderlich«
(as and where required) beantwortet. Die
Frage präemptiven Handelns sollte der
Formel folgen, dass es besser ist, terroris-
tische Angriffe abzuschrecken oder zu ver-
hindern als mit den Folgen umzugehen.Ei-
ne allgemein anwendbare Konkretisierung
beider Formeln ist aber (noch) nicht ge-
lungen. Vielmehr wurde dies durch das
Zerwürfnis über den Krieg gegen Saddam
Hussein zumindest erschwert und aufge-
schoben. Die Entscheidung der Allianz im

Frühjahr 2003 zur Übernah-
me des ursprünglichen ISAF-
Einsatzes in Afghanistan in
und um Kabul war eher Fol-
ge der Tatsache, dass keine
Nation bereit war, die Füh-
rungsaufgabe für diesen Ein-
satz von Deutschland und
den Niederlanden zu über-
nehmen.Ein klarer politischer
Zweck und strategisches Ziel
mit leistbaren und angemes-
senen militärischen und an-
deren Mitteln spielte kaum ei-
ne Rolle. Und die Ausdeh-
nung des NATO-Einsatzes
auf ganz Afghanistan, zu der
man sich Ende 2003 interna-
tional gedrängt fühlte, konn-

te dann erst fast drei Jahre später abge-
schlossen werden, weil die Nationen sehr
zögerlich bereit waren, die erforderlichen
Kräfte bereitzustellen. Diese Gegebenhei-
ten erklären den fortgesetzten Diskurs über
eine »neue Strategie« mit unterschiedli-
chen Akzenten der Mitgliedstaaten. Dabei
wird immer klarer, dass andere Akteure als
die Allianz selbst den nicht-militärischen
Anteil verantworten und führen müssen.
Denn die Mitgliedstaaten sind offensicht-
lich nicht bereit, die Allianz dazu in die La-
ge zu versetzen.

Bilanz zum 60. Jahrestag

Blickt man in diesen Wochen auf die Al-
lianz und ihre Mitglieder sowie Beiträge
und Kommentare in der interessierten Öf-
fentlichkeit, kann man eine Reihe sehr un-
terschiedlicher Beobachtungen machen
und Feststellungen treffen. Die Allianz, ist
zu hören, biete eigentlich ein ganz vernünf-

tiges Bild in dieser unruhigen Zeit. Sie sei
der einzige verfügbare Handlungsrahmen
für robuste Anforderungen in der Krisen-
reaktion, für die Führung multinationaler
Streitkräfte und sie binde dazu die USA
ein. Eine solche Institution könne abseh-
bar schlechterdings nicht überflüssig wer-
den. Darüber hinaus sei sie die einzige
Gruppierung, die die USA zu einer euro-
päischen Macht mache, und sie sei für den
Zusammenhalt über den Atlantik hinweg
politisch unverzichtbar. Allerdings sei ihre
»Strahlkraft« funktional und geopolitisch
begrenzt. In keinem Fall dürfe die Allianz
sich über Afghanistan »definieren«. Das
entgegen gesetzte Spektrum sieht, ja er-
wartet oder verlangt gar, das »Dahin-
schwinden« der Allianz. Sie habe nach
1990/91 ihre »raison d’être« verloren, und
alle Versuche, sich neu zu bestimmen, sei-
en nicht erfolgreich gewesen. Sie könne in
einer Epoche, die ein vielseitigeres Instru-
mentarium erfordere, langfristig bestenfalls
noch als »Rückversicherer« für kollektive
Verteidigung eine eher unscheinbare Exis-

Ausstellungseröffnung zu 10 Jahre EAPC durch NATO-Generalsekretär Lord Robertson. Foto: NATO

Deutsche Soldaten der KFOR-Truppe beim Einsatz im Kosovo.
Foto: BMVg

Die NATO feiert ihr 50-jähriges Bestehen 1999 in Washington. Foto: NATO
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tenz führen; dies auch deshalb, weil für ro-
bustes militärisches Handeln in Krisenla-
gen ein Konsens der Mitgliedstaaten im-
mer schwieriger werde.Diejenigen, die der
Allianz, insbesondere wegen des Einsat-
zes in Afghanistan kriminelles Handeln
vorwerfen oder sie gar als »kriminelle Or-
ganisation« bezeichnen, seien hier als re-
alpolitisch nicht ernst zu nehmende Rand-
gruppe eingeordnet.

In der Vorbereitungsphase des Gipfels
in Straßburg/Kehl/Baden-Baden und der
»Declaration of Alliance Security«(DAS)
lassen sich allerdings auch unter den Mit-
gliedern wenigstens drei Gruppierungen
unterscheiden. In einer finden sich dieje-
nigen, die die Allianz – wie die EU – als
»global player« sehen. Das bedeutet den
Willen, die Bereitschaft und die Fähigkeit,
transnationalen Gefahren, krisenhaften
und konfliktträchtigen Entwicklungen vor-
beugend und frühzeitig entgegen zu tre-
ten, wenn wichtige Interessen der Verbün-
deten betroffen sind.

In einer anderen finden sich Verbünde-
te, die – nicht zuletzt verstärkt durch den
russischen Krieg gegen Georgien im Au-
gust 2008 – eine Bedrohung ihrer Sicher-
heit erkennen. Sie erwarten, dass Ein-
schüchterung und massive Beeinflussung
durch Russland – deutlich vor jedem ge-
waltsamen Einsatz seiner Streitkräfte – zu-
nehmen wird. Sie erkennen in einer sicht-
baren Stärkung der Verteidigungsfähigkeit
und -bereitschaft im Geist der unteilbaren
Sicherheit eine Stärkung des Bündnisses.
Verteidigungsfähigkeit und -bereitschaft
sind für sie eine unverzichtbare Vorausset-
zung, um an einer kooperativen Option mit
Russland zu arbeiten – selbstbewusst und
nicht in Sorge um die Solidarität aller Ver-
bündeten.

In einer dritten Gruppierung sind Verbün-
dete, die die Verpflichtung zur kollektiven
Verteidigung zwar weiter für einen Eckstein
des Bündnisses halten, aber kein dringli-
ches Erfordernis sehen, zusätzliche Pla-
nungen und Maßnahmen für die Verteidi-
gung der Verbündeten in Mittel-Osteuropa
über die integrierte Luftverteidigung hinaus
auf den Weg zu bringen; zum einen we-
gen des Mangels an Ressourcen in den
meisten Mitgliedstaaten und zum anderen,
weil sie die Absichten und Fähigkeiten
Russlands nicht in gleicher Weise kritisch
einschätzen. Darüber hinaus sind sie äu-
ßerst zurückhaltend bei der Einschätzung,
ob, wann und wo die Allianz bei krisenhaf-
ten Entwicklungen aufgerufen ist, vorbeu-

gend, zur Konfliktbewältigung oder zur
Konfliktnachsorge durch Stabilisierung ein-
zugreifen.

Wenn diese Einschätzung der augen-
blicklichen Lage zutrifft, dann ergeben sich
dringende Aufgaben, die vor, beim und
nach dem Gipfel Anfang April anzupacken
sind.

Handeln im 7. Jahrzehnt

Die Allianz wird künftig in komplexen dy-
namischen Situationen handeln müssen.
Dabei ist die Vielfältigkeit unter den Ver-
bündeten und Partnern ebenso bedeut-
sam, wie die Verschiedenartigkeit der Geg-
ner, seien es Staaten oder nicht-staatliche
Akteure oder zumeist eine Mischung aus
beiden. Für diese kontinuierliche komple-
xe und komplizierte Lagebeurteilung und
Entscheidungsfindung bietet Carl v. Clau-
sewitz in seinem Werk »Vom Kriege« hilf-
reiche Einsichten. Der politische Zweck,
Ziele für unterschiedliche Mittel und die
verfügbaren Mittel selbst sind festzulegen
bzw. zu bewerten und bereitzustellen.

Auch Kriege, Konflikte und Krisenlagen
des 21.Jahrhunderts werden geprägt durch
das Element von Gewaltsamkeit, Hass und
Feindschaft, das Spiel von Wahrscheinlich-
keiten und Zufall und ihre untergeordnete
Natur als politisches Werkzeug. Dazu tre-
ten die Persönlichkeitsmerkmale und An-
forderungen an das ›(kriegerische) Genie‹
für dynamische, komplexe Probleme sowie
einige grundsätzliche Anforderungen an
Streitkräfte, die Clausewitz in seinem Werk
»Vom Kriege« untersucht hat.

Als wesentlicher politischer Zweck der
Allianz kann absehbar gelten, ein freies,
geeintes Europa in Frieden zu schaffen,
auszubauen und zu erhalten. Nach Buch-
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Generalleutnant Götz Gliemeroth (re.) begrüßt den stellvertretenden NATO-Generalsekretär, Botschafter Mi-
nuto Rizzo (li.), in Kabul in Afghanistan im Rahmen der ISAF-Mission. Foto: NATO

NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer (li.) im Gespräch mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und Bun-
desaußenminister Frank-Walter Steinmeier. Foto: NATO



staben und Geist des Washingtoner Ver-
trags werden deshalb die Stabilität, das
Wohlergehen, die Sicherheit und der Schutz
aller Verbündeten der übergreifende Zweck
bleiben. Bei den absehbaren Entwicklun-
gen der kommenden Jahre, der Einschät-
zung von Chancen, Risiken, Gefahren und
Bedrohungen wird die Allianz – wie die EU
mit der Europäischen Sicherheitsstrategie
(ESS) Ende 2003 – ihren Beitrag zu einem
freien, geeinten Europa in Frieden formu-
lieren. Dafür bleibt der Sicherheits- und
Stabilitätstransfer ein bedeutendes Ziel,
das mit verschiedenen Mitteln verfolgt wird.
Darin enthalten, aber geopolitisch auch da-
rüber hinausreichend, wird die Allianz fest-
stellen, welche Mitverantwortung und Mit-
wirkung sie für Krisenvorbeugung, -bewäl-
tigung und -nachsorge übernehmen will –
in bereits vorhandenen Konflikten sowie in
potenziellen Krisenregionen. Dabei wer-
den die vitalen Interessen der Leitstrahl
sein müssen, wann Handeln – im Sinne
des Einstehens für unsere Grundwerte des
Zusammenlebens – erforderlich oder gar
geboten sein kann.

Um den politischen Zweck in die Tat um-
zusetzen, gilt es also zunächst zu identi-
fizieren und zu vereinbaren, welche ge-
meinsamen Interessen der 26, dann 28
Mitgliedstaaten vorliegen.Die (vor)schnel-
le Konzentration auf die unterschiedlichen,
abweichenden, ja strittigen Punkte schmä-
lert die Chancen für kohärentes pro-akti-
ves Handeln. In der Situation nach dem
11. September 2001 bestand eine große
Solidarität mit den angegriffenen Vereinig-
ten Staaten. War der Terrorismus im Kon-
zept von 1999 noch als eine mögliche Ge-
fahr bezeichnet worden, war, ist und bleibt
transnationaler Terrorismus eine »klare
und gegenwärtige Bedrohung«.Diese Ge-
fahr entstand außerhalb des eigenen Ter-
ritoriums und weit über dessen Periphe-

rie hinaus. Die Anwendung des Artikels 5
und die Beteiligung fast aller Verbündeten
an der Operation »Enduring Freedom«
(OEF) war Beleg, dass man die »out-of-
area« Hemmschwelle hinter sich gelassen
hatte.

Bei den konzeptionellen Arbeiten im
Bündnis nach den Terrorangriffen in New
York und Washington fallen zwei damalige
politische Orientierungen ins Auge:

Die Allianz überwand die Diskussion, ob
und wieweit sie zu »out-of-area« bereit sein
sollte mit der Formel: ›wenn und wo immer
erforderlich‹. Dabei bezog sich das ‚wenn’
auf den Sachverhalt, weniger auf den Zeit-
punkt.

Bei der Erarbeitung des Konzepts zur
Verteidigung gegen den transnationalen
Terrorismus lautete eine wesentliche Richt-
schnur: Es ist vorzuziehen terroristische
Angriffe abzuschrecken oder ihr Eintreten

zu verhindern bzw. ihnen zuvorzukommen
als deren Folgen zu beherrschen.

Die oben genannten drei Gruppierungen
verdeutlichen, dass beide Grundsätze von
den Verbündeten nicht zu einem operatio-
nalisierten, handhabbaren internen Kon-
sens für konkrete Situationen weitergeführt
worden sind.Will die Allianz immer schwie-
riger werdende ad hoc Diskussionen im je
konkreten Fall eingrenzen, wird sie mit der
»Erklärung zur atlantischen Sicherheit«
beim Gipfel in Straßburg/Kehl/Baden-Ba-
den den Weg für einen Konsens weisen
müssen.Eine erweiterte Bestimmung künf-
tiger Abschreckung und dazu erforderliche
Schritte werden erforderlich, vor allem aber
wird die Konzeption für Aufklärung und
Nachrichtendienste, für polizeiliches und
militärisches Handeln vor Aktionen, Atten-
taten oder Angriffen vorangebracht werden
müssen.

US-Soldaten der »Operation Enduring Freedom« (OEF). Foto: Pentagon

Flottenverband im Rahmen der 
»Operation Enduring Freedom« (OEF). 

Foto: Pentagon
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Zusammenarbeit mit anderen

Der letzte Hinweis deutet an, dass je-
des neue strategische Konzept zum Errei-
chen und Erhalten des politischen Zwecks
eine Vielzahl sowohl nicht-militärischer wie
militärischer Mittel und Maßnahmen erfor-
dern wird. Diese werden weitgehend von
Staaten und internationalen Organisatio-
nen geleistet, aber auch von Nichtregie-
rungsorganisationen in deren Auftrag oder
eigenständig. Lange und kontroverse Dis-
kussionen in der Allianz über ihre Rolle bei
der Stabilisierung und beim Wiederaufbau
in Konfliktregionen und Krisengebieten ha-
ben bisher kein tragfähiges Ergebnis er-
zielt.Während einige Nationen bereit sind,
ihre nicht-militärischen Mittel im Rahmen
von Krisenreaktionseinsätzen über die
NATO-Strukturen zur Wirkung zu bringen,
lehnen andere das ab. Diese sehen dafür
keine Notwendigkeit und verweisen zu-
meist auf die EU, die für diese Fälle »bes-
ser aufgestellt« sei.Hier aber liegt die Krux!

NATO und EU
Die Allianz und die EU – und hier sind

vor allem die 21 Doppelmitglieder in der
Pflicht – müssen ihre viel beschworene
»Komplementarität« endlich durch enge
Konsultation, Koordination und Koopera-
tion zur Wirkung bringen, sonst bleibt die
»vernetzte Sicherheit«, die schon im na-
tionalen Bereich eher holpert, im Ansatz
stecken und wird den Anforderungen die-
ses Jahrhunderts nicht gerecht werden.
Während die Stäbe der EU und der NATO
in Brüssel sich inzwischen enger und de-
taillierter austauschen zu Einsatzüberle-
gungen, Führungsfragen und Fähigkeits-
entwicklung, findet schon ein Gespräch
zwischen den politischen und militärischen

Gremien überhaupt nicht oder nur informell
statt.Ein strategisches Konzept der Allianz
ohne einen praktischen Durchbruch an die-
ser Front kann der Wirklichkeit der kom-
menden Jahre nicht gerecht werden.

Deshalb müssen alle Mitglieder von Al-
lianz und EU aktiv an einer Lösung des Zy-
pernproblems arbeiten, das sowohl für die
Türkei in der NATO als auch für Zypern und
Griechenland in der EU Hintergrund ihrer
Ablehnung jeder engeren Zusammenar-
beit bleibt.

Eine strategische Kooperation beginnt
mit der Konsultation über politische Zwe-
cke, Zielsetzungen und Handlungsansätze
in allen Sicherheitsfragen. Strategische
Zielsetzungen für das kommende Jahr-
zehnt, eine »Longterm Vision« für die si-
cherheitspolitische Gemeinschaft des Wes-
tens bleiben das Ziel, das bei der Erarbei-
tung des strategischen Konzepts der Allianz
und der Weiterentwicklung der Europäi-
schen Sicherheitsstrategie zu beachten ist.
Die Zusammenarbeit bei der Lagefeststel-
lung beginnt mit der Abstimmung in der
»Krisen-Frühwarnung«.Beide Organisatio-
nen verfügen über Strukturen, um peri-
odisch gemeinsame Analysen zu beste-
henden, aber vor allem zu potenziellen Kri-
senregionen oder Gefahrenpotenzialen zu
erarbeiten.

Aber die Zusammenarbeit muss nicht
auf die umfassenderen Ansätze warten.
Bei der Fähigkeitsentwicklung für die Streit-
kräfte und die zivilen Mittel steckt viel Po-
tenzial für gemeinsame Arbeit, gerade
auch im Sinn der vernetzten Sicherheit und
der vernetzten Operationsführung. Aber
auch in funktionalen Bereichen, wie Kampf
gegen den Terrorismus, Internetsicherheit
sowie bei den laufenden Einsätzen auf
dem Balkan und in Afghanistan kann die

Wirksamkeit durch abgestimmtes Handeln
schon heute verbessert werden.

VN, OSZE, AU 
Natürlich sind auch Konsultation und Zu-

sammenarbeit mit den Vereinten Nationen
(VN) generell sowie der OSZE und ande-
ren regionalen Organisationen, wie der Afri-
kanischen Union (AU), in konkreten Situa-
tionen oder funktionalen Aufgaben weiter
voranzutreiben. Die Erklärung zur Zusam-
menarbeit zwischen VN und der Allianz, die
bei den VN über zwei Jahre »geprüft« wur-
de, kann nur ein Anfang sein. Die bisher
sehr begrenzte Unterstützung der Afrika-
nischen Union bei Einsätzen und bei der
Ausbildung für Friedenseinsätze zeigt die
Zurückhaltung, die offensichtlich auf beiden
Seiten (noch) besteht. Auch für diesen Be-
reich ließe sich gewiss aus einer systema-
tischen Zusammenarbeit zwischen EU und
Allianz zusätzlicher Nutzen für alle ziehen.

Großmächte wie Russland, Japan,
China, Indien

Die Nordatlantische Allianz kann auf der
Grundlage eines internen strategischen
Konsenses auch selbstbewusst ein ver-
nünftiges Verhältnis mit Russland gestal-
ten, bei dem russische Interessen berück-
sichtigt bleiben, aber wegen eigener Unei-
nigkeit nicht dominieren. Ein Krieg einer
Großmacht in Europa zur Durchsetzung
eigener Interessen schien bis vergange-
nen August keine Option mehr. Deren
Rückkehr durch Russlands Eingreifen und
die direkten Folgen im Südkaukasus wer-
den nicht ohne Auswirkungen auf die künf-
tigen Beziehungen bleiben können. Die
Entscheidung der Außenminister der Alli-
anz Anfang März, die ausgesetzten Tref-
fen des NATO-Russland-Rats wieder auf-
zunehmen, kann nicht dazu führen, das
gegen die Sicherheit in Europa gerichtete
Verhalten Russlands im Südkaukasus als
»fait accompli« hinzunehmen und im Üb-
rigen so zu tun, als sei nichts geschehen.
Russland – als strategischer Partner –
kann und darf nicht so verstanden werden,
dass es die Grundsätze und wichtige Inte-
ressen des Westens durch »divide et im-
pera« schrittweise zurückdrängt und so
das Fundament der Sicherheit für ganz
Europa gefährdet. Leitstrahl kann nicht
sein, was vor allem Russland nutzt, son-
dern was die Unabhängigkeit und freie Ent-
wicklung der seit 1991 unabhängigen
Staaten ermöglicht, die keine Gefahr oder
gar Bedrohung Russlands darstellen – so
wenig wie die Nordatlantische Allianz.

In einer Welt, in der auch die Sicherheits-
themen zunehmend globalisiert sein wer-
den, ist die Allianz richtig beraten, mit Ja-
pan als Bündnispartner der eigenen Füh-
rungsmacht ebenso auf funktionale und
regionale Zusammenarbeit zu setzen wie
mit China als ausgreifender Großmacht
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NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer (li.) und der EU-Beauftragte Javier Solana bei einer gemein-
samen Pressekonferenz. Foto: NATO
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den Kontakt aufzunehmen und zu halten.
Letzteres kann auch mit Indien weiter aus-
gebaut werden.

Partner im Euro-atlantischen Part-
nerschaftsrat (EAPC), Mittelmeerdialog
(MD) und Istanbul Kooperationsinitia-
tive (ICI)

Schon seit 1990 hat die Allianz erkannt
und systematisch daran gearbeitet, mit den
Staaten Europas und dann auch den zen-
tralasiatischen Staaten der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten eine sicherheitspo-
litische Kooperation zu beginnen und kon-
tinuierlich auszubauen.Es war auch ein Er-
gebnis dieser über 10-jährigen Kooperati-
on, erst im NACC, dann mit PfP und EAPC,
dass bei dem Einsatz gegen Afghanistan
mit der Operation »Enduring Freedom«
(OEF) und der ersten VN ISAF-Mission
rasch Vereinbarungen mit den Nachbar-
staaten im Norden getroffen werden konn-
ten. Wenn der interne Konsens über die
strategische Ausrichtung der Allianz gefes-
tigt ist, wird es auch einfacher, sachdienli-
che, differenzierte Zusammenarbeit mit den
sehr unterschiedlichen PfP- und EAPC-
Staaten zu gestalten.

Der Mittelmeerdialog hat in den ver-
gangenen Jahren eine schrittweise Ver-
dichtung erfahren. Aber die sehr unter-
schiedlichen Interessen der Partner wer-
den eine enge gemeinsame Arbeit auch
künftig begrenzen.Auch hier kann und soll
die Allianz individuelle Programme ermög-
lichen, wenn sie gewünscht werden, aber
alle Ansätze sollten grundsätzlich immer
die Offenheit für alle behalten, die die ver-
einbarten Voraussetzungen erfüllen. Ko-
operation bei der Ausbildung der Streitkräf-

te zur Erhöhung der konzeptionellen, nicht
nur taktischen Interoperabilität sowie bei
der Reform der Sicherheitsstrukturen und
-kräfte sind nur zwei wichtige Bereiche, die
intensiver ausgebaut werden können.Dies
sind zugleich wichtige Beiträge zur Krisen-
prävention.

Die Istanbul Kooperationsinitiative,
benannt nach dem Gipfel 2004, bei dem
sie gestartet wurde, richtet sich aus offen-
kundigen Gründen an die Staaten des Wei-
teren Mittleren Ostens. Die ersten Jahre
haben vor allem Kontakte mit den Staaten
des Golf-Kooperationsrats intensiviert, ge-
meinsam und individuell nach dem Grund-
satz »26 +1«. Schwerpunkte sind Fragen
der Sicherheitsstrukturen, der Interopera-
bilität der Streitkräfte mittels militärischer
Zusammenarbeit bei Ausbildung und aus-
gewählten Übungen, aber auch der Kampf
gegen den Terrorismus, gegen die Prolife-
ration von Massenvernichtungswaffen so-
wie Maßnahmen zum Katastrophen- und
Zivilschutz. Auch wenn hier keine plakati-
ven Ergebnisse vorliegen oder zu erwar-
ten sind, passt sich diese Ausdehnung der
Zusammenarbeit gut ein in das grundsätz-
liche Ziel von Sicherheits- und Stabilitäts-
transfer durch Kooperation und Dialog.

Partner im globalen Rahmen
Nachdem oben schon Japan und China

und Indien angesprochen worden sind, gibt
es eine Reihe von Staaten in Lateiname-
rika, Asien und Australien, die den Kon-
takt mit der Allianz suchen, ja an ihren Kri-
senreaktionseinsätzen im Balkan und in
Afghanistan in unterschiedlichem Maß be-
reits mitwirken.Dies zeigt die Anziehungs-
kraft einer politischen Allianz, die eine

Struktur besitzt, um in unterschiedlichen
Kriseneinsätzen – bis hin zum hoch inten-
siven Konflikt – die Streitkräfte vieler Na-
tionen in einer gemeinsamen Anstrengung
zu führen, um ein gestecktes Ziel zu errei-
chen und so zum mandatierten politischen
Zweck beizutragen. Eine durch internen
Konsens über ihre »raison d’être« gestärk-
te Allianz wird gut daran tun, die Mitwir-
kung dieser Partner nicht nur nicht abzu-
weisen, sondern in angemessener Form
zu stärken.Denn die Kräfte dieser Staaten
können auch die Last eines Einsatzes auf
mehr Schultern verteilen – ein nicht ge-
ring zu schätzender Effekt bei überall be-
grenzten Ressourcen.

Alle regionalen und globalen Felder der
Kooperation und des Dialogs unterstrei-
chen noch einmal, wie dringlich Abstim-
mung und konzertiertes Zusammenwirken
der Allianz mit der EU und der EU mit Nord-
amerika vorangebracht werden müssen.
Denn die vernetzte Sicherheit beginnt nicht
erst, wenn eine Resolution des VN-Sicher-
heitsrats oder eine gemeinsame politi-
sche Entscheidung der Allianz eine Missi-
on mandatiert.

Anspruchsrahmen für 
bündnisgemeinsames Handeln

Die Erörterung dieser Zusammenarbeit
mit der EU und anderen Institutionen, Or-
ganisationen und Staaten ist ein wesentli-
ches Element, um einen realistischen ei-
genen Anspruchsrahmen für das Bündnis
abzustecken, mit dem der oben genannte
politische Zweck erreicht und gesichert
werden soll. Natürlich ist eine gründliche
Analyse der Risiken, Gefahren und Bedro-

Sitzung des NATO-Russland-Rats im Jahre 2002. Foto: NATO
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hungen eine weitere unverzichtbare Vo-
raussetzung dafür. Neben dem Einsatz in
Afghanistan – auch der OEF-Koalition,
dem schwierigen Verhältnis zu Russland,
der Entwicklung in Südosteuropa, aber
auch im krisengeschüttelten Mittleren Os-
ten und in Afrika werden mögliche weite-
re Kernwaffenstaaten und die Gefahr der
Proliferation von nuklearem, biologischem

und chemischem Waffenmate-
rial in die Hände von Terroristen
oder anderer nichtstaatlicher
Akteure hohe potenzielle Risi-
ken bleiben. Aus den alarmie-
renden Analysen vieler Klima-
forscher werden schon jetzt
mögliche Folgen für die Sicher-
heit der Staaten, auch des euro-
atlantischen Raums, erkenn-
bar. Und auch der bereits be-
gonnene Konkurrenzkampf um
die verfügbare Energie wird ge-
gebenenfalls nicht nur mit öko-
nomischen Mitten verfolgt wer-
den. All dies macht deutlich,
dass die Reduzierung der eige-
nen Vorsorge auf die »asym-
metrischen Bedrohungen und
Einsatzarten« keine tragfähige
Vorsorge für die »möglichen
Zukünfte« sein kann.

In dieser komplexen Lage
werden die Festlegungen der
Verteidigungsminister vom Ju-
ni 2006 zum Anspruchsrahmen
(»level of ambition«) für die mi-
litärischen Fähigkeiten neu be-
trachtet werden müssen. Ge-
nauso wichtig ist aber auch die
Identifizierung der nicht-militä-
rischen Anforderungen im lau-
fenden Planungsprozess –

auch dann wenn die Bereitstellung dieser
Fähigkeiten und ihr Einsatz in Krisenregio-
nen wegen des fehlenden Konsens’– nicht
über die NATO erfolgen soll. Daraus folgt,
dass der »comprehensive approach« wei-
tergedacht und konkretisiert werden und
zur Weiterentwicklung der »Umfassenden
Politischen Weisung« und der »Ministerial
Guidance 2006« führen muss.

Strukturen, Verfahren, Fähigkeiten

Eine wirkmächtige Allianz braucht ne-
ben dem Konsens über den politischen
Zweck im allgemeinen und die jeweils zu
verfolgenden Ziele im besondern zum ei-
nen den Willen, Entscheidungen zu tref-
fen und durchzusetzen, und zum anderen
die erforderlichen Fähigkeiten, effektive
und effiziente multinationale Strukturen
und dafür flexible, eingeübte Verfahren von
der strategischen bis zur taktischen Füh-
rungsebene.

Seit den 90er Jahren hat die Allianz ei-
ne Reihe von Fähigkeitslücken identifi-
ziert. Alle Initiativen vor 1999, dann die
»Defence Capability Initiative« und das
»Prague Capability Commitment« von
2002 haben aber nicht entscheidend zur
Schließung der Lücken bei den europäi-
schen Bündnispartnern beigetragen. Das
liegt sowohl an den reduzierten Haushalts-
mitteln, aber auch an der ungenügenden
Kooperation der Mitgliedstaaten in diesem
Bereich.Strategischer Lufttransport, kom-
patible, interoperable Führungs- und Auf-
klärungsmittel, Verbesserung der taktisch-
operativen Raketenabwehr sind nur eini-
ge Felder, in denen bei NATO und EU die
Lücken fortbestehen.

Nicht viel besser sieht das Bild bei der
NATO-Kommandostruktur (NKS) aus. Seit
den 90er Jahren wurde jede Reform der
NKS noch vor ihrer Umsetzung durch die
nächste überholt.Dabei hatte man den Ein-
druck, dass die Mitgliedstaaten nach Re-
form riefen, weil sie weder das Personal in
die gerade verabschiedete Struktur ent-
senden noch die verfügbaren Finanzmittel
für ihre effiziente Ausstattung bereitstellen
konnten oder wollten. Diese dadurch ge-
triebenen Strukturentscheidungen entfern-
ten sich noch weiter von Effektivität und Ef-
fizienz, weil alle Staaten von den verblei-
benden Hauptquartieren ein Element auf
ihrem Territorium haben und die »besitzen-
den« Staaten keine aufgeben wollten. Ei-
ne Rückkehr Frankreichs in die Komman-
dostruktur wird an diesen grundsätzlichen
Schwierigkeiten nichts Entscheidendes
ändern – trotz der ca. 400 bis 500 zusätz-
lichen Soldaten, die es einbringen wird.Mit
der Ministerweisung vom Juni 2006 wur-
den für 5 bis 6 kleinere Einsätze konzep-
tionell und strukturell erhebliche multina-
tionale Hauptquartiere auf der Divisions-
und Brigadeebene in die Streitkräftestruk-
turen der Nationen verlagert. Da das Per-
sonal für multinationale Stäbe aber insge-
samt begrenzt ist, wird dies erneut Rück-
wirkungen auf die NKS haben. Den
gordischen Knoten dieser sich gegensei-
tig ausschließenden und die Effizienz re-
duzierenden Ansprüche werden die Natio-
nen überwinden müssen, wenn sie nicht
ständig den Mangel verwalten und mit sub-
optimalen Führungsstäben sogar Gefah-
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Treffen der NATO-Verteidigungsminister in Berlin. Foto: NATO

Treffen von NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer (re.) mit dem damaligen russischen Präsidenten
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ren für ihre eingesetzten Soldaten
in Kauf nehmen wollen.

Eine Allianz mit 28 Nationen be-
deutet eine große Vielfalt, auch in
den »militärischen Kulturen«. Das
wirkt sich bis in die Planungs- und
Einsatzverfahren aus. Trotz aller
über die Jahrzehnte durchgeführ-
ten Standardisierungen und der
Abstimmung von Doktrinen und
Verfahren bleibt es eine dauernde
Herausforderung in den heutigen
komplexen Einsätzen ein quasi in-
tegriertes Führen und Handeln der
nationalen Teilstreitkräfte und der
notwendigen, ja unverzichtbaren
Multinationalität bestmöglich si-
cherzustellen.

»Globaler Mitspieler« bleiben

In diesem Jahrhundert der dritten, weit-
reichendsten Globalisierung mit vielen
Chancen, aber auch neuen, komplexen
Risiken und Gefahren kann die Nordatlan-
tische Allianz sich mit Blick auf ihren poli-
tischen Zweck nicht auf das Territorium
ihrer Mitgliedstaaten im herkömmlichen
Sinn beschränken. Vielmehr wird sie ih-
ren politischen Zweck nur erreichen und
erhalten können, wenn sie – wie die Eu-
ropäische Union – ein »globaler Mitspie-
ler« bleibt, ohne überall mitzuspielen. Ih-
rem politischen Zweck wird sie am besten
gerecht, wenn sie einerseits Kooperation
und Dialog wirkungsvoll einsetzt und an-
dererseits geeignete militärische und – im
Verbund – nicht-militärische Fähigkeiten
für die Krisenbewältigung wie die kollekti-
ve Verteidigung bereithält – vorausgesetzt
der interne Konsens verbürgt auch Ent-
schlossenheit und Standfestigkeit in kriti-
scher Lage.

Wenn man die heutigen und absehba-
ren Krisen und gewaltsamen Konflikte be-
trachtet, wird rasch klar, dass herkömmli-
che bilaterale Konfigurationen der »Leiden-
schaften« zweier Völker sich in multiple
verwandelt haben und die Zahl entschei-
dender Akteure in Form von Regierungen
wie nichtstaatlichen Gruppen ebenso ex-
ponentiell gestiegen ist wie die handeln-
den Persönlichkeiten vor Ort im Einsatz-
gebiet sowie auf der strategischen Ebene
der Staaten und internationalen Organi-
sationen. Das zeigt, dass die Allianz ge-
nauer erfassen und bestimmen muss, was
ihr Beitrag zum Erfolg einer Krisenbewäl-
tigung sein kann, zu der sie sich im Kon-
sens entschlossen hat. Dies ist erforder-
lich, um den eigenen Kräfteansatz zu fo-
kussieren und durchzuhalten, aber auch
um von vorneherein nicht zum Sünden-
bock für das Scheitern eines Einsatzes er-
klärt zu werden, für den andere Akteure –
auch Mitgliedstaaten – ihren Beitrag nicht
geleistet oder die Verhältnisse im Einsatz-

gebiet eine Neuorientierung erfordert oder
erzwungen haben.

Es ist kaum zu bestreiten, dass die Kri-
senvorbeugung, -bewältigung und -nach-
sorge aus der Interessenlage des Westens
am ehesten erfolgreich angepackt werden
kann, wenn die Nordatlantische Allianz und
die EU sowie die EU und die USA sich zu
konzertiertem Vorgehen entschließen kön-
nen. Allerdings besteht sowohl innerhalb
der Allianz als auch innerhalb der EU zu
den meisten sicherheitspolitischen He-
rausforderungen (noch) keine strategische
Einigkeit, die sich in praktikables Handeln
umsetzen lässt. Dies gilt u.a. für das Ver-
hältnis zu Russland, für die Öffnung von
NATO und EU, für die strategische Rake-
tenabwehr, für das regionale und spezifi-
sche Konzept in Afghanistan und manches
andere offenkundige Thema im weiteren
Mittleren Osten oder in Afrika.

Diese skeptische Einschätzung ver-
langt, dass die Mitglieder der Allianz und

der EU pragmatisch die Themen
identifizieren, in denen gemeinsa-
me Interessen zu gemeinsamem
Handeln verdichtet werden kön-
nen. Denn bloße deklaratorische
Politik des kleinsten gemeinsa-
men Nenners oder Verzicht auf
pro-aktives Handeln sind den vor-
handenen Chancen nicht ange-
messen und hinsichtlich der Risi-
ken und absehbaren Gefahren
unzureichend.

Die EU hat sich mit ihrer Sicher-
heitsstrategie aufgegeben, in die-
sem breiten Aufgabenbereich »fä-
higer«, »kohärenter« und »akti-
ver« zu werden. Dies kann auch
für die Allianz ein nützlicher An-
sporn sein.Zusätzlich sollte sie ih-
re sicherheitspolitischen Heraus-

forderungen solidarisch, kooperativ und
entschlossen bewältigen.

Wiederholt und nicht erst mit dem Krieg
im letzten August und den folgenden Er-
eignissen im Kaukasus wurde nachdrück-
lich vor Augen geführt, dass ein Erfolg des
Westens bei den vorhandenen Chancen,
aber auch mit Blick auf bestehende Risi-
ken und absehbare Gefahren wesentlich
davon abhängen wird, die kleinen und gro-
ßen Zwistigkeiten zwischen beiden Orga-
nisationen zu überwinden. Nur wenn und
soweit dies gelingt und zugleich eine kom-
patible Zusammenarbeit zwischen Nord-
amerika und der EU auch für sicherheits-
relevante Themen verstärkt wird, kann der
»Westen« in der Weltordnungspolitik eine
geostrategisch und geopolitisch entschei-
dende Rolle erreichen, behalten und mög-
lichst verstärken. ■

Generalleutnant a.D.Dr. Klaus Olshau-
sen ist Präsident der Clausewitz-Gesell-
schaft.

Demonstrationen von Georgiern am NATO-Hauptquartier gegen den Ein-
marsch von russischen Truppen in ihr Land. Foto: dpa


